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1018. 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, Heu und Stroh! 
Landwirte helft dem Heere!“ 


Bekanntmachung, 


Nr. W. IV. 1200/7. 18. K. R. A., 
betreffend geſchlagnahme und Höchſtpreiſe von 
Papierrundgarnabfällen. 

n 15. Ji 118. | 

Die nachſtehende Belanntmachung wird auf Grund des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 in 
Verbindung mit dem Geſetz vom 11. Dezember 1915 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 813), des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 
4. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 339) in der Faſſung vom 
17. Dezember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbindung 
mit den Bekanntmachungen über die Anderung dieſes Geſetzes 
vom 21. Januar 1915, 23. März 1916, 22. März 1917 und 
8. Mai 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. 1915 S. 25, 1916 S. 183, 1917 
S. 253 und 1918 S. 395), ferner — auf Erſuchen des König⸗ 
lichen Kriegsminiſteriums — auf Grund der Bekanntmachung 
über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf in der Faſſung vom 
26. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 376) und 17. Januar 1918 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 37), ſowie der Bekanntmachung über Aus⸗ 
kunftspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) und 

vom 11. April 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 187) mit dem Bemer⸗ 
ken zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß Zuwider⸗ 
handlungen gegen 
a) die Höchſtpreisbeſtimmungen gemäß der Verordnung 
gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (eichs⸗ 
Geſetzbl. S. 395), 

b) die Beſchlagnahmebeſtimmungen gemäß der Bekannt⸗ 

machung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf in 

der Faſſung vom 26. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 376), 

e) die Auskunftspflicht gemäß der Bekanntmachung über 

„Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 

S. 604) und 11. April 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 187) 

beſtraft werden, ſoweit nicht nach allgemeinen Straf⸗ 
geſetzen höhere Strafen verwirkt ſind. 

Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß 
der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläſſiger 
Perſonen vom Handel vom 23. September 1915 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 603) unterſagt werden. 

8 1 


8 1. 
Von der Bekanntmachung betroffene Gegenſtände. 
Von dieſer Belanntmachung werden betroffen: 
= Sämtliche vorhandenen und weiter anfallenden Papier⸗ 
rundgarnabfälle, welche bei der Herſtellung oder Verarbeitung 
von Papierrundgarn anfallen, das aus Spinnpapier allein 


oder unter Mitverwendung von Faſerſtoffen hergeſtellt iſt. 
Ausgenommen von dieſer Bekanntmachung ſind Abfälle von 
ſolchen Papierrundgarnen, die mit Baſtfaſern geſponnen ſind“). 


82. 
Beſchlagnahme. 
Alle von der Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
werden hiermit beſchlagnahmt. 
3 


Wirlung der Beſchlagnahme. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind, ſoweit ſie nicht auf Grund der folgenden Anordnungen 
erlaubt werden. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen 
Verfügungen gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung erfolgen. 

4 


Veräußerungserlaubnis. 

Trotz der Beſchlagnahme iſt die Veräußerung und Liefe⸗ 
rung der von der Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
erlaubt: 3 

1. an die Kriegs⸗Hadern⸗Altiengeſellſchaft, Berlin SW 19, 

Leipziger Straße 76, 

2. an die von der Kriegs⸗Hadern⸗Aktiengeſellſchaft bezeich⸗ 

neten Stellen. 

Überſchreitet der Beſtand eines Eigentümers an den von 
dieſer Bekanntmachung betroffenen Gegenſtänden 1000 kg und 
werden die Gegenſtände nicht innerhalb 14 Tagen der Kriegs⸗ 
Hadern⸗Aktiengeſellſchaft zum Kauf angeboten, ſo hat der 
Eigentümer Enteignung zu gewärtigen. 

5 


Verarbeitungserlaubnis. 

Trotz der Beſchlagnahme tft die Verarbeitung der von der 
Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände durch die Kriegs⸗ 
Hadern⸗Aktiengeſellſchaft und in deren Auftrag geſtattet. 

6 


8 6. 
Lagerbuchführung und Auskunftserteilung. 

Die Meldepflicht über die von dieſer Bekanntmachung be⸗ 
troffenen Gegenſtände richtet ſich nach den Beſtimmungen der 
Nachtragsbekanntmachung Nr. W. M. 100/7. 18. K. R. A. vom 
13. Juli 1918 zu der Bekanntmachung Nr. W. M. 312/10. 16. 
K. N. A. 

Jeder Meldepflichtige hat ein Lagerbuch zu führen, aus 
dem jede Anderung in den Vorratsmengen und ihre Verwen⸗ 


) Die von dieſer ewe er 5990 0 ur 
r. W 8 


abfälle ſind durch die Bekanntmachung III. 3000 /. 16. K. 


vom 10. November 1916 beſchlagnahmt. 
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dung erſichtlich ſein muß. Soweit der Meldepflichtige bereits 
ein derartiges Lagerbuch führt, braucht ein beſonderes Lager⸗ 


buch nicht eingerichtet werden. 


Beauftragten der Militär⸗ und Polizeibehörden iſt die 


Einſicht in das Lagerbuch, die Geſchäftsbriefe und Geſchäfts⸗ 
bücher, ſowie die Beſichtigung und Unterſuchung der Betriebs: 
einrichtungen und Räume zu geſtatten, in denen meldepflichtige 
Gegenſtände erzeugt, gelagert, feilgehalten werden oder zu 
vermuten ſind. 
8 7. 
Höchſtpreiſe. 

Die Kriegs⸗Hadern⸗Aktiengeſellſchaft oder die von ihr ge⸗ 
mäß $ 4 bezeichneten Stellen dürfen beim Ankauf für 100 kg 
durch dieſe Bekanntmachung beſchlagnahmte Papierrundgarn⸗ 
abfälle höchſtens 30 Mark bezahlen. Dieſer Preis verſteht fi« 
auf Grund eines Feuchtigkeitsgehaltes der Abfälle von höch⸗ 
ſtens 20 v. H. des abſoluten Trockengewichts. Für Miſchungen 
von Papierrundgarnabfällen mit anderen Abfällen oder für 
nicht normale (imprägnierte, gezwirnte und ähnliche) Abfälle 
find entſprechend niedrigere Preiſe zu bezahlen. 

Für geſchloſſene Wagenladungen von mindeſtens 10 000 kg 


darf ein Zuſchlag van 2 v. H. auf den Preis von 30 Mark ver⸗ 


gütet werden. 
8 8. 
Zahlungsbedingungen. 

Der Höchſtpreis ſchließt den Umſatzſtempel, die Koſten der 
Beförderung bis zum nächſten Güterbahnhof bezw. Poſtamt 
oder bis zur nächſten Schiffsladeſtelle, ſowie die Koſten der 
Verladung und Beſorgung der Bedeckung ein. Er ſchließt nicht 
die Koſten des Gebrauchs von Wagendecken ein; für ſie gelten 
die Preiſe des Deckentarifs der Staatseiſenbahn des Abgangs⸗ 
orts, auch bei Verwendung eigener Decken des Verkäufers. 

Für Kapzüchen dürfen bis zu 1 Mark für 1 kg, für ſonſtige 


Säcke und Packhüllen bis zu 0,50 Mark für 1 kg vergütet 


werden. Die Koſten für eine vom Verkäufer bei Preßballen⸗ 
packung verwendete Draht- und Bandeiſenverſchnürung find 
im Höchſtpreis eingeſchloſſen. 

Der Höchſtpreis verſteht ſich für Nettogewicht und Bar⸗ 
zahlung innerhalb 30 Tagen vom Tage des Verſandes der 
Waren ab. Wird der Preis über 30 Tage hinaus geſtundet, 
ſo dürfen bis zu 2 vom Hundert Jahreszinſen über Reichsbank⸗ 
diskont vereinbart werden. 

8 9. 


Ausnahmen. 

Ausnahmen von den Vorſchriften der Beſchlagnahme⸗ 
beſtimmungen können von der Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung des 
Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums bewilligt werden. 
Die Entſcheidung über Ausnahme-Anträge, welche die Feſt⸗ 
ſetzung der Höchſtpreiſe betreffen, behält ſich der unterzeichnete 
zuſtändige Militärhejehlshaber vor. 

8 10. 
Aufragen und Anträge. 

Anfragen und Anträge ſind an die Kriegs⸗Rohſtoff⸗ 
Abteilung, Sektion W. IV, des Königlich Preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſteriums, Berlin SW. 48, Verl. Hedemannſtraße 10, zu 
richten und am Kopfe des Schreibens mit der Aufſchrift „Be⸗ 
trifft Papierrundgarnabfälle“ zu verſehen. £ 

8 11. 
Inkrafttreten. 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 13. Juli 1918 in Kraft. 


Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
13. Juli 1918. 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm 
und Marienburg. 


1918 zu erſtatten. 


Nachtragsbekanntmachung 


Nr. W. M. 100/7. 18. K. R. A., 

betreffend Beftandserhebung von Papierrundgarnabfällen, 

zu der Bekanntmachung vom 20. November 1916 Ar. W. 

M. 312 10. 16. K. R. A., betreffend Beſtandserhebnng 
von Natron- (Sulfat-) Zellſtoff uſm. 


Dom 715. Juli 1918. 


Nachſtehende Anordnungen werden auf Erſuchen des 
Königlichen Kriegsminiſteriums hierdurch zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Zuwiderhand⸗ 
lung gemäß der Bekanntmachung über Auskunftspflicht vom 
12. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) beſtraft wird. Auch kann 
der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung 
zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 
23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) unterſagt werden. 

Artikell. 

Im 8 2 Gruppe I der Bekanntmachung Nr. W. M. 312/10. 
16. K. R. A. wird eingefügt: 

e) Papiergarnabfälle, welche bei Herſtellung oder Ver⸗ 
arbeitung von Papierrundgarn anfallen, das aus Spinnpapier 
allein oder unter Mitverwendung von Faſerſtoffen hergeſtellt 
worden iſt, ſofern die Vorräte 1000 kg überſteigen, mit Aus⸗ 
nahme der Abfälle von ſolchen Papierrundgarnen, die mit Baſt⸗ 
faſern verſponnen ſind. 

Artikel II. 

Die erſte, gemäß der Bekanntmachung Nr. W. M. 312/10. 16. 
K. N. A erforderliche Meldung über die im Artikel I bezeich⸗ 
neten Gegenſtände iſt über die bei Beginn des 1. Auguſt 1918 
vorhandenen und meldepflichtigen Vorräte bis zum 5. Auguſt 


Artikel III. . 5 
Dieſe Nachtragsbekanntmachung tritt mit ihrer Verkün⸗ 
dung in Kraft. b 
Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
den 13. Juli 1918. 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 


Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm und 
Marienburg. 


Vekauntmachung. 

Um einer Beunruhigung unter den aus Gebieten des 
früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs ſtammenden Arbeitern, die jetzt 
vielfach auf Rückkehr in die Heimat drängen, vorzubeugen, iſt 
ihnen ſeitens ihrer Arbeitgeber in angemeſſener Weiſe folgen⸗ 
des bekannt zu geben: i 

1. In den weſtlich der alten, bis zum Beginn des Jahres 
1915 von den Heeren beſetzten Linie gelegenen Teilen der aus 
dem ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreich gebildeten Staaten ſind 
vielfach die Anweſen zerſtört und befinden ſich die dort Zurück⸗ 
gebliebenen ſelber in Not. Arbeitsgelegenheit iſt wenig vor⸗ 
handen. Die Eigentumsverhältniſſe müſſen vielfach noch ge⸗ 
klärt werden. 

2. Der Übertritt: über dieſe Linie nach Oſten, alſo nach 
Eſtland, Livland, der Republik Großrußland, dem Hauptteile 
der Ukraine und anderen zurzeit noch in der Bildung begriffe⸗ 
nen Staatsgebilden, iſt militäriſcherſeits verboten, da die 
ganzen Staatsverhältniſſe ſich noch nicht völlig geklärt haben 
und die Eigentumsverhältniſſe in den meiſten von ihnen noch 
geregelt werden müſſen. Auch ſind vielfach noch ſengende und 
plündernde Banden niederzukämpfen. 

Es müſſen ſich daher ſämtliche im Korpsbereich befind⸗ 
lichen Arbeiter, die aus Teilen des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs ſtammen, bis auf weiteres noch gedulden und von der 
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Stellung von Rüdtehranträgen abjehen, da eine Genehmigung 
unter den jetzigen Verhältniſſen nicht erfolgen kann. 

Es kann davon abgeſehen werden, mit ſolchen Arbeitern 
Verträge für längere Dauer zu ſchließen. Die Arbeiter haben 
aber auch ſo auf ihrer Arbeitsſtelle zu verbleiben und die ihnen 
aufgegebenen Arbeiten gegen Zahlung der vereinbarten bezw. 
vorgeſchriebenen Löhne zu verrichten. 

Alle für polniſche Wanderarbeiter erlaſſenen Beſtimmun⸗ 
gen gelten für alle vorbezeichneten Arbeiter. 

Sobald die Verhältniſſe geregelt ſind und ein geordneter 
Wegzug möglich iſt, werden die nötigen Bekanntmachungen 
erlaſſen werden. 

Danzig, Thorn, Graudenz. Culm, Marienburg, 

den 20. Juni 1918. 
Stellv. Generalkommando XVII. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 

Die Gouverneure der Feſtungen Thorn und Graudenz. 

Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg, 


Vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hiermit zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis. Die Ortsbehörden erſuche ich um ortsübliche 
Bekanntgabe. 

Thorn den 11. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Bekanntmachung. 
E. 3499. 

Nachdem die Bekanntmachung des Reichskanzlers über den 
Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. 5. 1918 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 123) in Wirkſamkeit getreten iſt, wird die 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1917 (E 6112) betr. Zer⸗ 
ſtückelung landwirtſchaftlicher Grundſtücke und die Ergänzungs⸗ 
verordnung vom 9. 4. 18 (E 2035) hiermit aufgehoben (Kriegs⸗ 
miniſterium vom 4. 6. 18 Nr. M. L. 27 949/5. 18. K.). 

Danzig, Graudenz, Thorn, den 1. Juli 1918. 0 

Stellvertretendes Generalkommando XVII. Armeekorps. 

Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 

Der Kommandant der Feſtung Danzig. 


Betrifft Auszahlung der Prämien 
für bis zum 31. März 1018 an das Proviantamt in Thorn 
abgeliefertes hen. 
Von dem Proviantamt in Thorn wird die Nachzahlung 


a 5 der Prämien für bis zum 31. März 1918 geliefertes Heu wie 


folgt vorgenommen werden: 

am Montag den 15. Juli für die Städte Culmſee und 
Podgorz und die Gemeinden Alt Thorn, Amthal, Bal⸗ 
kau, Bildſchön, Bistupitz, Bruchnowo, Eliſenau, Grabo⸗ 
witz, Gramtſchen, Groß Börjendorf und Groß Neſſau; 

am Dienstag den 16. Juli für die Gemeinden Groß 
Nogau, Gurske, Guttau, Hermannsdorf, Hohenhauſen, 
Kaſchorek, Klein Böſendorf und Klein Neſſau; 

am Mittwoch den 17. Juli für die Gemeinden Kompanie, 
Koſtbar, Leibitſch, Luben, Mlynietz, Neubruch, Neudorf, 
Neu Culmſee, Ober Neſſau; 

am Donnerstag den 18. Juli für die Gemeinden Ott⸗ 
lotſchin, Penſau, Rentſchlau und Noßgarten; 

am Freitag den 19. Juli für die Gemeinden Rudak, 
Scharnau, Schmolln, Schönwalde, Schwarzbruch, Seglein, 
Siemon, Smolnik, Steinau, Stewken und Ziegelwieſe; 

am Sonnabend den 20. Juli für die Gemeinde Zlotterie 
und die Gutsbezirke Schloß Birglau, Viskupitz, Breiten⸗ 
thal, Czernewitz, Dybow, Lindenhof, Ollek, Sängerau 
und Zakrzewlo. 

Die beteiligten Ortsvorſteher haben Vorſtehendes ſofort 
ortsüblich bekannt zu machen. Ich mache darauf aufmerkſam, 
daß nach den angegebenen Terminen eine Auszahlung nicht 
mehr erfolgen wird, keinesfalls aber nach dem 20. Juli d. Is. 

Thorn den 10. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Betrifft Lieferungsbedingungen für Hen aus 
der Ernte 1918. 

Mit Zuſtimmung des Herrn Staatsſekretärs des Kriegs⸗ 
ernährungsamts werden auf Grund des § 4 der Verordnung 
vom 1. Mai d. Is. über den Verkehr mit Heu aus der Ernte 
1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 368) für die Lieferung der nach 8 1 
aufzubringenden Heumengen folgende Bedingungen feſtgeſetzt: 

1 


Beſchaffenheit des Heus. 

Die Lieferung muß in geſunder, unverdorbener und han⸗ 
delsfähiger Ware der Ernte 1918 ohne fremde Zuſätze erfolgen. 
Es kann Wieſen⸗ und Feldheu oder Kleeheu leinſchließlich 
Luzerne, Eſparſette uſw.), und zwar ſowohl in gepreßtem wie 
ungepreßtem Zuſtand, geliefert werden. An die Heeres⸗ 
verwaltung darf gepreßtes Heu jedoch nur nach vorheriger 
Zuſtimmung der zuſtändigen Empfangsſtelle geliefert werden. 

Der in 8 1, Ziffer 1, Abſatz 2 der Verordnung vom 24. Mai 
1918 über die Preiſe für Heu aus der Ernte 1918 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 421) feſtgeſetzte Zuſchlag von 12 Mark für gepreßtes 
Heu wird nur gezahlt, wenn das Heu in draht egepreßten 
Ballen geliefert wird. 

27 
Gefahrtragung und Zahlung. 

Die Gefahr der Beförderung ab Eiſenbahn oder Schiffs⸗ 
verladeſtelle trägt der Empfänger. Zahlung wird durch die 
Empfangsſtelle ſofort nach Empfang geleiſtet. 

3 


Verſandanzeige und Mängelrüge. 

Bei Verſendung mit der Eiſenbahn hat der Verſender un⸗ 
verzüglich nach erfolgter Verladung dem Empfänger den Tag 
der Verladung, die Wagenbezeichnung und nummer, ſowie, 
wenn möglich, das am Verladeort bahnamtlich feſtgeſtellte 
Gewicht mitzuteilen. 5 

Mängelrügen müſſen unverzüglich, d. h., ſobald es nach 
ordnungsmäßigem Geſchäftsgang möglich iſt, erhoben werden, 


und zwar, ſofern ſie nicht dem Ablieferer oder ſeinem Ver⸗ 


treter gegenüber bereits bei der Abnahme geltend gemacht 
wurden, drahtlich unter gleichzeitiger Überjendung des Gut⸗ 
achtens eines Sachverſtändigen. 

Bei Lieferung an nichtmilitäriſche Stellen kann der Ver⸗ 
ſender verlangen, daß der Empfänger das Heu bei der Ver⸗ 
ladung abnimmt. Kommt der Empfänger dieſem Verlangen 
nicht nach, ſo trifft ibn bei etwaigen Mängelrügen die Beweis⸗ 
laſt dafür, daß die Mängel bereits bei der Verladung vor⸗ 
handen waren. 5 

4. 
Gewichtsermittlung. 

Bei Verſendung mit der Eiſenbahn iſt dasjenige Gewicht 
zu vergüten, das ſich durch die — möglichſt an der Verladeſtelle 
vorzunehmende — bahnamtliche Verwiegung des beladenen 
Eiſenbahnwagens unter Abzug des an den Eiſenbahnwagen 
angeſchriebenen Eigengewichts ergibt. x 

Wird das Heu bis zur Empfangsſtelle durch Fuhrwerk be⸗ 
fördert, ſo iſt, ſoweit das Gewicht nicht durch Beibringung an⸗ 
derer amtlicher Wiegeſcheine nachweisbar iſt, bei Lieferung an 
die eg, das auf der militäriſchen Abnahmeſtelle, 
bei Lieferung an nichtmilitäriſche Stellen das durch Wiegen 
an der Empfangsſtelle feſtgeſtellte Gewicht maßgebend. Dies 
gilt auch dann, wenn bei Verſendung mit der Eiſenbahn aus 
beſonderen Gründen eine bahnamtliche Verwiegung nicht 
möglich ſein ſollte. 

Die Koſten der Verwiegung trägt mit Ausnahme der 
Fälle, in denen das Gewicht auf der Wage der militäriſchen 
Abnahmeſtelle feſtgeſtellt 25 der Erzeuger. 


Vergütung bei Anfuhr durch Fuhrwerk. 0 

Zur Entlaſtung der Eiſenbahn iſt die unmittelbare Anfuhr 

durch Geſpann bis zur Empfangsſtelle mit allen Mitteln zu 

fördern. Die Heeresverwaltung hat dieſem Umſtand durch Ein⸗ 

richtung beſonderer Rauhfutterabnahmeſtellen bereits weit⸗ 

gehend Rechnung getragen. Soweit möglich. ſollen noch mehr 
Abnahmeſtellen eingerichtet werden. 
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Wird das Heu durch Fuhrwerk befördert, jo jteht dem Er⸗ 
zeuger eine beſondere Ausfuhrentſchädigung zu, jedoch nur in⸗ 
ſoweit, als die Entfernung bis zur Empfangsſtelle diejenige 
bis zur nächſten Verladeſtelle überſteigt. Die Entſchädigung 
beträgt 10 Pfg. für den Zentnerfilometer der einfachen Fahrt. 
Sie iſt in allen Fällen vom Empfänger zu zahlen. 
Berlin den 22. Juni 1918. 
5 Reichsfuttermittelſtelle. 
Im Auftrage: Dr. Reis. 


Vorſtehendes bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntnis. 
Thorn den 11. Juli 1918. 
Der Landrat. 


— ä — 


Preußiſche Ausführungsbeſtimmungen 
ur 


3 P 
verordnung über den verkehr mit Stroh und häckſel aus 
der Ernte 1918 vom 6. Juni 1018. 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 475.) 
1. 


Zuſtändige Behörde im Sinne des § 3, Abſatz 2 der Verord⸗ 
nung iſt der Landrat (Oberamtmann), in Stadtkreiſen der Gemeinde— 
vorſtand. 

5 8 2. f 

Als beſondere Stelle für die Aufbringung des Strohs gemäß 
8 6 der Verordnung wird das ri 28 Futtermittel beſtimmt. 


Die im § 8 der Verordnung gegebene Befugnis, Beſchränkun⸗ 
gen des Verkehrs mit Stroh und Häckſel anzuordnen, wird für die 
Landkreiſe den Landräten (Oberamtmännern), für die Stadtkreiſe 
den Gemeindevorſtänden übertragen. 

Das Landesamt für Futtermittel wird ermächtigt, weiterge⸗ 
hende Anordnungen über den Verkehr mit Stroh und Häckſel ſowie 
nähere Beſtimmungen über die 5 zu treffen. 


Die gemäß § 13. Abſatz 4 anzuordnende Eigentumsübertra⸗ 
gung an Stroh der in § 11, Abſatz 1 genanuten (Stroharten er⸗ 
folgt in Landkreiſen durch die Landräte (Oberamtmänner), in Stadt⸗ 


Veröffentlichung im Preußiſchen Staatsanzeiger in Kraft. 


und Lebensmittelkartenempfänger) des Landkreiſes Thorn werden 
ausgegeben: 


der Reſtbeſtände bis ſpäteſtens zum 31. Juli 1918 beim Kreisver⸗ 
teilungsamte, Zimmer 23, abzurechnen. Händler, welche die Abrech⸗ 
nung nicht pünktlich erledigen, werden bei der nächſten Verteilung 
nicht berückſichtigt. 


zu machen und 'die Herren Gendarmerie-Wachtmeiſter, die Abgabe 
zum vorgeſchriebenen Höchſtpreiſe zu überwachen. 


35. 
Dieſe Ausführungsbeſtimmungen treten mit dem Tage ihrer 


Berlin den 19. Juni 1918. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für volksernährung. 
von Waldow. f 


Vorſtehendes wird hiermit veröffentlicht. 
Thorn den 11. Juli 1918. 
Der Landrat. 


Neunte Lebensmittelverteilung. 
Zur Ernährung der verſorgungsberechtigten Perſonen (Brot⸗ 


in der Zeit vom 16.— 25. Juli 1918 
auf den Lebensmittelkartenabſchnitt Nr. 18 
je ¼ Pfund Grütze oder Graupen zu 0,36 Mk. das Pfund, 
auf den Lebensmittelkartenabſchnitt Nr. 19 
je 1 Pfund Marmelade zu 0,92 Mk. das Pfund, 
auf den Lebens mittelkartenabſchnitt Nr. 20 
je 1 Pfund Kunſthonig zu 0,75 Mk. das Pfund, 
auf den Lebensmittelkartenabſchnitt Nr. 21 
je ½ Pfund Kartoffelmehl zu 0,60 Mk. das Pfund. 
Die einzelnen Abſchnitte ſind zu ſortieren und unter Aufgabe 


Ich erſuche die Ortsbehörden, Vorſtehendes ortsüblich bekannt 


Thorn den 11. Juli 1918. 


kreiſen durch die Gemeindevorſtände. 


Betrifft Strohablieferung aus der Ernte 
1017. | 


Der Kreis Thorn hat aus der Ernte 
1917 noch 37760 Zentner Stroh abzulie⸗ 
fern. Mit Rückſicht auf den dringenden Be: 
darf des Feldheeres erſuche ich daher die 
Orts⸗Vorſteher des Kreiſes mit allen Mit⸗ 
teln dafür zu ſorgen, daß jeder noch ver⸗ 
fügbare Reſt an Stroh binnen 10 Tagen 
an das Proviantamt in Thorn abgeliefert 
wird. 

Binnen 10 Tagen iſt mir zu berichten, 
daß ſämtliche verfügbaren Mengen an Stroh 
abgeliefert find. Sänmige Lieferer find mir 
anzugeben, damit ich ihre Beſtrafung her ⸗ 
beiführen kaun. 

Thorn den 12. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Betrifft Geflügelcholera. 

Die ſtarke Verbreitung der Geflügelcholera 
in manchen Gegenden des hieſigen Regierungs⸗ 
bezirks und die durch dieſe Seuche bedingte 
ſtarke Verminderung zahlreicher Geflügelbe— 
ſtände hat zur Folge, daß auch die Erzeu- 
gung an Eiern und deren Ablieferung an die 
Eierſammelſtellen in dieſer Gegend erheblich 
zurückgeht. Es iſt daher im Intereſſe der 
Volksernährung dringend geboten, dieſe Seuche 
wirkſam zu bekämpfen, um die vorhandenen 
Hühnerbeſtände möglichſt zu erhalten. 

Auf Veranlaſſung des Preußiſchen Lanz 
desamts für Nährmittel und Eier weiſe ich 


Druck und Verlag der C Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


auf die Anwendung des von dem Kreistier⸗ 
arzt Dr. Neumann in Johannisburg her⸗ 
geſtellten Impfſtoffes zur Bekämpfung der 
Geflügelcholera ergebenſt hin. Die mit dieſem 
Impfſtoff, der von dem Hygieniſchen In⸗ 
ſtitut der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin 
N. W. 6, Luiſenſtraße 56, auf Antrag an 
Kreistierärzte und an Tierärzte abgegeben wird, 
bisher angeſtellten Verſuche haben ſehr gute 
Erfolge gehabt. 5 

Ich erſuche die Ortsbehörden, die Kreis— 
eingeſeſſenen in entſprechender Weiſe darauf 
hinzuweiſen, daß fie gegebenenfalls die Im⸗ 
pfung ihrer Geflügelbeſtände mit den in Frage 
ſtehenden Impfſtoff ausführen laſſen. 

Thorn den 9. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Schweinerotlauf. 

Unter dem Schweinebeſtande des Gen— 

darmeriewachtmeiſters Starje ß ki in Ott⸗ 

lotſchin iſt Rotlauf ausgebrochen. 
Thorn den 10. Juli 1918. 
Der Landrat. 


Bekanntmachung. 

Die Zufuhrſtraße von Seglein nach dem 
Bahnhof Station Seglein iſt der vorgenom⸗ 
menen Reparatur halber für Fuhrwerke ge— 
ſperrt. 

Schwirſen den 10. Juli 1918. 

Der Amtsvorſteher. 
Wolke. E 


Der Landrat. 


Befanntmachung. 
Infolge Beurlaubung des Unterzeichneten 
fällt der Amtstag am 19. d. Mts. aus und 


der für den 2. Auguſt angeſetzte Amts⸗ 


tag wird auf den 9. Auguſt d. Is. verlegt. 
Thorn den 6. Juli 1918. 
Wie en 


Günther, Steuerinſpektor. 
Der von der Bromberger Chauſſee bei 


Grünhof abgezweigte Schwarzbrucher Weg 
iſt infolge militäriſcher Aulagen bis über die 


Stadtgrenze hinaus eingezogen und durch 


einen weiter weſtlich geführten, wieder in den 
genannten Landweg einmündenden Erſatzweg 
erſetzt und auf dieſe neue Strecke verlegt 
worden. 

Einſprüche gegen die am 18. Juli 1916 
bekannt gemachte Sperrung und künftige Ein⸗ 
ziehung des früheren Wegezuges ſind nicht 
erhoben worden. 

Die Einziehung und Verlegung der ges 
dachten Wegeſtrecke wird beim Ausbleiben 
von Einſprüchen auch in der Zeit vom 12. 
Juli bis 9. Auguſt d. Is. eutgültig. ($ 57 
Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883.) 

Thorn den 4. Juli 1918. 

Die Polizei⸗ Verwaltung. 


Lohn: und Deputatbücher 


ſind zu haben in der 
C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei. 


\ Ä 
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